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Aktuelle Beiträge 

zum Architekten-, privaten Bau-, Immobilien-, und 

Vergaberecht 

 
 

 

 

 

Architektenrecht 
 
 

Unwirksame AGB-Klausel 
LG Krefeld, Urteil vom 13.02.2025 

 

 

Im Eine AGB-Klausel, wonach sich 

die anrechenbaren Kosten nach der 

vom Auftraggeber bestätigten  

Kostenberechnung richten sollen,  

benachteiligt den Architekten in  

unangemessener Weise und ist  

deshalb unwirksam. 

 

Dieses Urteil des LG Krefeld ist zwar 

noch nicht rechtskräftig, es orientiert 

sich jedoch an der Rechtsprechung 

des BGH (BGH, Beschluss vom 

16.11.2016 – VII ZR 314/13) wonach  

 

...vom Auftraggeber gestellte Allge-

meine Geschäftsbedingungen, nach 

denen die anrechenbaren Kosten für 

Leistungen der Leistungsphase 2-4 

gemäß der Honorarordnung für Ar-

chitekten und Ingenieure auf der 

Grundlage einer genehmigten Kos-

tenberechnung zur Haushaltsunter-

lage Bau zu bestimmen sind, wegen 

unangemessener Benachteiligung des 

Architekten unwirksam sind... 

 

Vereinbaren die Parteien die  

Honorarparameter der HOAI, von  

denen sie auch nicht einvernehmlich 

abweichen wollen, ist im Wege der 

Inhaltskontrolle zu überprüfen, ob 

eine Vertragsklausel zu Honorarbe-

rechnung den Nichtverwender der 

Klausel in unangemessener Weise  

benachteiligt. 

 

Obwohl das Urteil des BGH schon 

Jahre zurückliegt, kursieren immer 

noch Vertragsmuster mit  

entsprechenden Klauseln. In dieser 

Entscheidung hat das Landgericht 

Krefeld nochmals klargestellt, dass 

eine Inhaltskontrolle von Vertrags-

klausel vorzunehmen ist, wenn die 

Parteien im Architektenvertrag die 

vertraglichen Regelungen der HOAI 

2013/2021 aufgreifen, davon auch 

nicht einvernehmlich abweichen  

wollen, dann aber vom Verwender 

Klauseln in den Vertrag  

aufgenommen werden, die den  

Vertragspartner in unangemessener 

Weise benachteiligen. Dies ist mit 

dem Passus „die anrechenbaren Kos-

ten richten sich nach der vom Auf-

traggeber bestätigten Kostenberech-

nung“ grundsätzlich der Fall, es sei 

denn diese Klausel wurde individuell 

vereinbart. 
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Ähnlich ist eine Klausel, mit der die 

Trennungsvorschrift des § 11 Abs. 1 

HOAI abbedungen wird, zu sehen. 

(Dr. B) 

 
 

Gehört der GU-Zuschlag zu den 

anrechenbaren Kosten? 
LG Krefeld, Urteil vom 13.02.2005 (noch 

nicht rechtskräftig) 

 

 

In einer Kostenberechnung sind unter 

den Kostengruppen 300-500 nach 

DIN 276 die unternehmerischen  

Kosten zu erfassen. Bei einem  

Generalunternehmereinsatz gehören 

hierzu auch die Kosten für einen 

„GU-Zuschlag“. Es handelt sich  

hierbei nicht um Baunebenkosten der 

Kostengruppe 700. Sie sind deshalb 

anrechenbar.  

 

Das Gericht argumentiert, dass nach  

§ 6 HOAI sich der Vertrag nach den 

anrechenbaren Kosten des Objekts, 

auf Grundlage der Kostenberechnung 

richtet. Dies ist in § 2 Abs. 1 HOAI 

definiert. Dies bedeutet, dass in den 

Kostengruppen 300-500 die  

unternehmerischen Kosten zu  

erfassen sind, die sich nach der  

Planung ergeben. Dazu gehören auch 

Kosten, die bei einem GU-Einsatz 

anfallen. Diese Kosten sind somit  

unternehmerische Kosten, die zu den 

Bauleistungen gehören. Darüber ist 

der Auftraggeber durch die  

Kostenberechnung zu unterrichten. 

Dies hat mit planerischen Kosten 

nichts zu tun. Die Kosten eines GU-

Zuschlags lassen sich nicht unter die 

Baunebenkosten der KG 700  

erfassen. (Dr. B) 

 

 

 

 

 

Privates Baurecht 
 
 

Wer trägt das Baugrundrisiko? 
OLG Hamburg, Urteil vom 06.11.2024 - 4 U 

89/21 

 

 

Der Auftragnehmer wird von einem 

öffentlichen Auftraggeber damit  

beauftragt, unterirdische Abwasser-

kanäle mithilfe einer Tunnelvortriebs-

maschine herzustellen. Der  

Auftragnehmer behauptet nach 

Durchführung, der tatsächlich  

vorgefundene Baugrund habe in  

Bezug auf die Abrasivität und das 

Verklebungspotenzial nicht dem  

vertraglich vereinbarten Baugrund 

entsprochen. Daher verlangt er eine 

Mehrvergütung in Höhe von ca. 5,5 

Millionen Euro. 

 

Nach Auffassung des Gerichts kommt 

es für die Verteilung des  

Baugrundrisikos in erster Linie auf 

die Auslegung der vertraglichen  

Vereinbarungen der Parteien an.  

Baugrundgutachten, die der  

Ausschreibung zugrunde liegen,  

werden zur vertraglichen Leistungs-

pflicht erhoben, wenn sie für die 

Preiskalkulation erheblich sind.  

Dabei sind an eine Risikoübernahme 

durch den Auftragnehmer, die sich 

auf unbekannte Bodenverhältnisse 

bezieht, strenge Anforderungen zu 

stellen, insbesondere, wenn Sie die 

Kosten erheblich beeinflussen  

können. Bei der Auslegung ist  

insbesondere § 7 Abs. 1 Nr. 1, 3 

VOB/A zu berücksichtigen, wonach 

der Bieter davon ausgehen darf, dass 

der Auftraggeber sich an die  

Ausschreibungsregelungen der 
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VOB/A halten und dem Auftragneh-

mer kein ungewöhnliches Risiko auf-

erlegen will. 

 

Lässt die Ausschreibung jedoch keine 

Zweifel daran, dass der Auftragneh-

mer eine unkalkulierbare Leistung zu 

einem bestimmten Preis übernehmen 

soll und kommt auf Grundlage dieser 

Ausschreibung ein Vertrag zustande, 

gilt der vereinbarte Preis auch dann, 

wenn sich die Kalkulationsannahmen 

als unzutreffend erweisen. Nach dem 

hier zugrunde liegenden Bodengut-

achten wurde auf die schwierigen  

Bodenverhältnisse hingewiesen und 

diese entsprachen auch dem tatsäch-

lich vorgefundenen Boden auf der 

Vortriebsstrecke. (SP) 

 
 

Widerruf bei kleinsten Belehrungs-

fehlern: Darf der Verbraucher jede 

Lücke nutzen? 
BGH, Urteil vom 20.02.2025 - VII ZR 133/24 

 

 

In einem aktuellen Urteil zeigt der 

BGH erneut die herausragende  

Bedeutung des Verbraucherschutzes 

im Rahmen des Widerrufsrechts und 

die damit einhergehenden Risiken für 

den Auftragnehmer auf. 

 

Wird ein Vertrag „außerhalb von  

Geschäftsräumen“ geschlossen, muss 

der Verbraucher – wie bekannt -  

ordnungsgemäß über sein Widerrufs-

recht belehrt werden. Wird er  

hierüber nicht oder nicht ausreichend 

belehrt, gilt die verlängerte  

Widerrufsfrist. 

 

In einem aktuellen Fall hatte sich der 

BGH damit zu befassen, ob sich der 

Verbraucher aufgrund seines 

Widerrufs rechtsmissbräuchlich ver-

halten hat. 

 

Nach Verlust von Öl aus seinem  

Fahrzeug beauftragte der Verbraucher 

ein Unternehmen mit der Beseitigung 

der Ölspur. Der Verbraucher  

unterzeichnete den Vertrag sowie 

eine Widerrufsbelehrung, die nicht 

dem amtlichen Muster entsprach und 

kleine Abweichungen von diesem 

enthielt. Der Verbraucher erklärte den 

Widerruf. Er verweigerte die Zahlung 

des Werklohns, woraufhin der  

Unternehmer klagte. In erster Instanz 

wurde die Klage abgewiesen, in  

zweiter Instanz vertrat das Berufungs-

gericht die Auffassung, dem  

Verbraucher stehe das Widerrufsrecht 

zwar zu, die Ausübung sei aber 

rechtsmissbräuchlich, da lediglich 

eine kleine Abweichung von der  

Musterwiderrufsbelehrung vorgele-

gen habe. Außerdem hätte der Ver-

braucher bei Inanspruchnahme durch 

die Straßenbehörde (wenn die  

Reinigungsarbeiten von der Behörde 

und nicht von ihm selbst beauftragt 

worden wären) den Betrag in jedem 

Falle zahlen müssen. Er sei  

ungerechtfertigt bevorzugt, wenn 

seine Ersatzpflicht nur deshalb  

entfiele, weil er die Reinigung selbst 

beauftragt habe und den Vertrag  

wegen eines kleinen Fehlers  

widerrufen konnte. 

 

Der BGH entschied, dass es sich hier 

nicht um rechtsmissbräuchliches  

Verhalten des Verbrauchers handelte. 

Ein Ausschluss des Verbraucherwi-

derrufsrechts wegen Rechtsmiss-

brauchs kommt nur ausnahmsweise 

unter dem Gesichtspunkt besonderer 

Schutzbedürftigkeit des Unterneh-

mers, etwa bei arglistigem Verhalten 

des Verbrauchers gegenüber dem 
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Unternehmer, in Betracht. Liegen die 

gesetzlichen Voraussetzungen für die 

Verneinung des Widerrufsrechts nicht 

vor, kann die darin liegende  

gesetzliche Wertung nicht durch den 

Rückgriff auf § 242 BGB umgangen 

werden. Es müssen dann vielmehr 

weitere Umstände hinzutreten, die 

den nur ausnahmsweise in Betracht 

kommenden Einwand des Rechts-

missbrauchs rechtfertigen können. 

 

Diese Entscheidung ist ein weiteres 

Beispiel dafür, wie sorgfältig der  

Unternehmer bei Vertragsschluss auf 

eine ordnungsgemäße Widerrufsbe-

lehrung achten muss. (MW) 

 
 

Immobilienrecht 

 
 

Gewährleistungsausschluss un-

wirksam? 
OLG Hamm Urteil vom 20.01.2025 – 22 U 

25/24, IBR S 2025, 0570 

 

 

Das Gericht hatte darüber zu entschei-

den, ob ein Gewährleistungsaus-

schluss bei dem Verkauf einer  

Immobilie von Verbraucher zu  

Verbraucher unwirksam ist, weil ein 

mutmaßlich bekannter Schädlingsbe-

fall arglistig verschwiegen worden 

sei, § 444 BGB. 

 

Die Kläger/Erwerber haben  

Schadensersatz in Höhe der  

Mängelbeseitigungskosten zur Besei-

tigung vom Hausbock im Dachstuhl 

geltend gemacht, §§ 280, 311, 433, 

434, 437 BGB. 

 

Die vorgefundenen Häufchen von 

Spänen würden den Rückschluss  

zulassen, dass ein Befall bereits vor 

Kaufvertragsabschluss vorhanden 

und ersichtlich gewesen war. 

 

Ohne Erfolg: Den Verkäufern konnte 

eine Kenntnis des Befalls mit  

Schädlingen vor Verkauf nicht  

nachgewiesen werden. Auch  

Rückschlüsse vom aktuellen Befall, 

auf den zuvor vorhandenen Befall und  

deren Erkennbarkeit konnte über  

einen Sachverständigen nicht nachge-

wiesen werden. 

 

Arglistig handelt ein Verkäufer bei  

einer Täuschung durch Verschweigen 

eines offenbarungspflichtigen  

Mangels, wenn er den Sachmangel 

mindestens für möglich hält und 

gleichzeitig weiß oder damit rechnet 

und billigend in Kauf nimmt, dass 

sein Vertragspartner den Mangel 

nicht kennt und bei Offenbarung den 

Vertrag nicht oder nicht mit dem  

vereinbarten Inhalt geschlossen hätte. 

 

Dagegen genügt es nicht, wenn sich 

dem Verkäufer das Vorliegen  

aufklärungspflichtiger Tatsachen 

hätte aufdrängen müssen. Auch ein 

bewusstes sich verschließen genügt 

nicht den Anforderungen, die an die 

Arglist zu stellen sind. Erforderlich ist 

die Kenntnis, der den Mangel  

begründenden Umständen zumindest 

in der Form des Eventualvorsatzes, 

liegt eine solche Kenntnis vor, ist es  

unerheblich, ob der Verkäufer daraus 

den Schluss auf einen Mangel im 

Rechtssinn zieht. 

 

Hinweis: Es kommt auf den  

konkreten Einzelfall an. In einem  

anders gelagerten Fall hat der BGH 

entschieden, dass ein Feuchtig-

keitseintritt, als Verschwiegen gilt 

und zur Unwirksamkeit des Gewähr-

leistungsausschlusses führen kann, 



RECHTSANWÄLTE PROF. DR. RAUCH & PARTNER / 

GESELLSCHAFT FÜR FORTBILDUNG IM BAU- UND ARCHITEKTENRECHT 

 

 
Hoppestraße 7, 93049 Regensburg 

Telefon 0941 / 2 97 34-0, Telefax: 0941 / 2 97 34-11 

r@prof-rauch-baurecht.de 

 
5 

wenn der Verkäufer den  

Feuchtigkeitseintritt deshalb ver-

schweigt, weil er diesen einer  

Ursache zurechnet, den er für  

beseitigt erachtet (BGH, Urteil vom 

10.07.2024-VIII ZR 184/23). (WS) 

 
 

Vergaberecht 
 

 

Hohe Anforderung an eine zuläs-

sige Totalunternehmervergabe 
OLG Rostock, Beschluss vom 10.01.2025 – 

17 Verg 4/24 

 

 

In seiner Entscheidung zu Beginn des 

Jahres beschäftigt sich das OLG 

Rostock mit den Anforderungen an 

die Begründung einer Gesamtvergabe 

von Planungs- und Bauleistungen. Es 

wird klargestellt, dass Fach- und  

Gesamtvergabe in einem Regel- und 

Ausnahmeverhältnis zueinanderste-

hen. Für die Zusammenfassung von 

Fachleistungen ist es insbesondere  

erforderlich, dass die technischen und 

wirtschaftlichen Gründe, die für eine 

solche Vergabe sprechen, nach einer 

umfassenden Abwägung überwiegen. 

 

Das Bundesland Mecklenburg- 

Vorpommern schrieb Totalunterneh-

merleistungen für die Planung und 

den Bau von Feuerwehrhäusern für 

Freiwillige Feuerwehren als Rahmen-

vertrag im wettbewerblichen Dialog 

europaweit aus. Der Auftraggeber 

setzt sich im Rahmen der Vorberei-

tung des Vergabeverfahrens mit der 

Gesamtvergabe auseinander und  

dokumentiert die Begründung für das 

Absehen von einer Losaufteilung. Als 

Begründung wird u. a. angeführt, dass 

die Realisierung des Projekts in  

(teilweiser) Fertigbauweise nicht 

ausgeschlossen sei und eine  

Systemoffenheit hinsichtlich der  

Realisierung bestehe. Dies bedinge 

eine Beteiligung bauausführender 

Unternehmen in der Entwicklung der 

Planung. Ein Architekt sei nicht in die 

Prozesse der die Fertigbauteile  

herstellenden Unternehmen einge-

bunden und könne weder die  

konkreten Kosten noch die Möglich-

keiten abschätzen. Zudem wäre er 

nicht in der Lage, Synergieeffekte  

angemessen zu beurteilen. Eine  

getrennte Vergabe von Planung und 

Bau führe zu unwirtschaftlichen  

Angeboten.  

 

Ein Planer ist der Auffassung, dass 

die Begründung nur rechtliche  

Erwägungen zur Zulässigkeit der  

Gesamtvergabe, aber keine  

Abwägung enthalte. Die angeführten 

Ziele des Auftraggebers seien bei  

losweiser Vergabe ebenso umsetzbar. 

Insbesondere sehe die Leistungsbe-

schreibung klassische Planungsaufga-

ben vor und keine integrale Planung. 

Der Planer leitet daraufhin ein Nach-

prüfungsverfahren ein. Die Vergabe-

kammer Meckelburg-Vorpommern 

hat in ihrem Beschluss dem Auftrag-

geber aufgegeben, das Vergabever-

fahren in den Stand vor Auftragsbe-

kanntmachung zurückzuversetzen. 

Gegen diesen Beschluss wendet sich 

der Auftraggeber mit der sofortigen 

Beschwerde zum OLG Rostock.  

 

Das OLG Rostock bestätigt die  

Entscheidung der Vorinstanz. Die  

dokumentierten und angegebenen 

Ausführungen begründen keine  

zulässige Gesamtvergabe der  

Leistungen an einen Totalunterneh-

mer.  
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Planungen sind gegenüber den  

Bauleistungen grundsätzlich fachlos 

geeignet, da dieser Teil der  

Leistungen von speziellen  

Fachkräften erbracht werden. Zudem 

besteht für Planungsleistungen  

gegenüber Bauleistungen ein eigener 

Markt und Planungsleistungen  

werden auch regelmäßig gesondert 

beauftragt. Von dem Grundsatz der 

Losvergabe i. S. d. § 97 Abs. 4 S. 3 

GWB soll nur in begründeten  

Ausnahmefällen abgewichen werden. 

Es genügt nicht, wenn der Auftragge-

ber lediglich anerkennenswerte 

Gründe für eine Gesamtvergabe  

anführt. Vielmehr ist es erforderlich, 

dass er sich im Einzelnen mit dem 

grundsätzlichen Gebot der Fachlos-

vergabe und den spezifischen Grün-

den, die in diesem Fall dagegen  

sprechen, auseinandersetzt. Der  

Auftraggeber muss eine umfassende 

Abwägung der widerstreitenden  

Interessen vornehmen, wobei die 

technischen und wirtschaftlichen  

Argumente, die für eine zusammen-

fassende Vergabe sprechen, überwie-

gen müssen. 

 

Das OLG ist der Auffassung, dass die 

vom Auftraggeber angeführten 

Gründe den Anforderungen an den 

Abwägungsprozesses nicht genügen. 

Das Beschaffungsziel kann auch bei 

getrennter Vergabe erreicht werden. 

Funktionale Vorgaben und die  

Durchführung eines wettbewerbli-

chen Dialogs sind insbesondere bei 

sukzessiver Ausschreibung der  

Planungs- und anschließend der  

Bauleistungen ebenso möglich. Dies 

gilt insbesondere für das  

Beschaffungsziel, bei dem die  

Integration als solche nicht  

berücksichtigt wird. Allerdings hat 

der Auftraggeber bei seiner 

Abwägung diese Vorgehensweisen 

nicht in Betracht gezogen. Der Senat 

ist zudem der Meinung, dass der  

Auftraggeber keine belastbaren  

Anhaltspunkte für seine Annahmen 

vorlegt. Insgesamt ist die Begründung 

unzureichend, da eine sorgfältige  

Abwägung der Vor- und Nachteile 

nicht erfolgt ist. Insbesondere sind 

Standardbegründungen nicht ausrei-

chend. (IF) 

 
 

Modifizierter Zuschlag führt nicht 

zum Vertragsschluss! 
OLG Naumburg, Beschluss vom 11.10.2024 

(6 Verg 2/24) 

 

 

Ein Zuschlagsschreiben, das eine  

geänderte Vertragsfassung enthält, 

führt nicht zum Vertragsschluss.  

Vielmehr ist ein solches Schreiben 

gem. § 150 Abs. 2 BGB als  

Ablehnung des ursprünglichen  

Angebots zu verstehen, die mit der 

Unterbreitung eines neuen Angebots 

verbunden ist. Erst mit der Annahme 

eines solchen Angebots durch den 

Bieter kommt dann ein Vertrag  

zustande. Ein auf diese Weise  

zustande gekommener Vertrag stellt 

keine De-facto-Vergabe im Sinne des 

§ 135 Abs. 1 Nr. 2 GWB dar.  

 

Der Auftraggeber führte ein  

europaweites Vergabeverfahren für 

Rahmenvereinbarungen über Ingeni-

eurleistungen im Verhandlungsver-

fahren mit Teilnahmewettbewerb 

durch. Der Auftrag sollte an mehrere 

Unternehmen vergeben werden. Zwei 

Bewerber nahmen teil und wurden 

nach Bietergesprächen zur Angebots-

abgabe aufgefordert. Nach Abschluss 

der Verhandlungen übersandte der 

AG beiden Bietern ein 
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Zuschlagsschreiben, dem eine finale 

Fassung der Rahmenvereinbarung 

mit geänderten Bedingungen  

beigefügt war, jedoch ohne den  

Hinweis, dass auch der jeweils andere 

Bieter ebenfalls den Zuschlag  

erhalten sollte. Ein Bieter  

unterzeichnete die geänderte  

Rahmenvereinbarung, während der 

andere Bieter erst auf Nachfrage  

erfuhr, dass der Zuschlag an mehrere 

Bieter erteilt worden war. Er rügte  

daraufhin das Verfahren als  

rechtswidrig, da es sich bei dem  

geänderten Vertragsinhalt um eine 

De-facto-Vergabe ohne ordnungsge-

mäßes Vergabeverfahren handele. 

 

Das OLG Naumburg stellte klar, dass 

das Zuschlagsschreiben mit den  

beigefügten Änderungen nicht als 

Annahmeerklärung, sondern als  

modifizierter Zuschlag im Sinne des  

§ 150 Abs. 2 BGB zu werten sei. Ein 

Vertragsschluss sei daher erst durch 

die Annahmeerklärung des Bieters 

zustande gekommen, der die  

geänderte Rahmenvereinbarung  

unterzeichnet habe. 

 

Die Nachprüfungsinstanz konnte den 

wirksam zustande gekommenen  

Vertrag nicht mehr aufheben. Zwar 

stellte das OLG Naumburg Verstöße 

gegen das Nachverhandlungsverbot 

und eine unzureichende Vorabinfor-

mation nach § 134 GWB fest, diese 

reichten jedoch nicht aus, um die 

Vergabeentscheidung aufzuheben. 

Entscheidend war, dass der  

unterlegene Bieter nicht substantiiert 

darlegen konnte, dass ihm durch diese 

Verstöße ein wirtschaftlicher Schaden 

entstanden ist oder dass er unter  

anderen Bedingungen ein günstigeres 

Angebot abgegeben hätte. 

Diese Entscheidung zeigt, dass  

Auftraggeber bei der Zuschlagsertei-

lung äußerste Sorgfalt walten lassen 

müssen. Ein Zuschlag mit  

Änderungen der Vertragsbedingun-

gen nach Abgabe der finalen  

Angebote führt nicht zum Vertrags-

schluss und birgt für die Auftraggeber 

das Risiko, dass am Ende kein  

Vertrag zustande kommt. Um  

Unsicherheiten zu vermeiden, sollten 

alle Änderungen transparent  

kommuniziert und idealerweise in  

einer letzten Angebotsrunde vor  

Zuschlagserteilung berücksichtigt 

werden. (GS) 
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